
che und die katholischen Parteien in einen schwe-
ren Gegensatz zu den modernen demokratischen und
liberalen Staatsanschauungen. Die freiheitliche
Demokratie wird weitgehend als das Erbe der gott-
losen Französischen Revolution abgelehnt. Dagegen
werden die vorrevolutionären ständisch-autoritär
organisierten Staatsformen als dem Willen Gottes
wesentlich entsprechender angesehen.

Art. 97 von "O.A. " besagt:
"In der Tat, die von Uns umrissene Wiederaufrich-
tung und Vollendung der gesellschaftlichen Ordnung

hat zur Voraussetzung die sittliche Erneuerung.
Das lehrt eindrucksvoll die Geschichte. Es hat
einmal eine gesellschaftliche Ordnung gegeben,
die zwar auch nicht in jeder Beziehung vollkom-
men war, aber doch in Anbetracht der Zeitverhält-
nisse und Zeitbedürfnisse der rechten Vernunft-
ordnung einigermassen nahekam. Wenn diese-Ordnung
schon lange dahingegangen ist, so ist der Grund
nicht der, dass sie der Anpassung an veränderte
Verhältnisse und BedÜrfntse durch entsprechende
Fortbildung und elastische Ausweitung nicht fähig
gewesen wäre. Die Schuld liegt vielmehr an der
selbstsüchtigen Engherzigkeit der Menschen, die
- was doch ihre Pflicht war - der wachsenden Volks'
zahl keinen Raum innerhalb dieser Ordnung gewähren
wollten, sowie an einer falschen Freine1ts1dee
und anderen falschen Ideen, unter deren Einfluss
sie keine Autorität über sich anerkennen und je-
de Bindung abschütteln wollten."

Für die Rechtspartei geht es meines Erachtens
nicht nur um das Verbot der Kommunistischen Partei 
sondern um eine grundlegende und tiefgreifende

DOSE 7777
Erneuerung der Gesellschaft. Es geht darum auf
gesellschaftlichem Plan einenBruch herbeizuführen 
Mit den "Folgen der aufklärerischen Philosophie 
und ihren praktischen Auswirkungen in Liberalis-
mus und Sozialismus.

" (LW. 30.3.33)

Batty Esch, Chef-Ideologe der Rechtspartei zeigt
dies in unzähligen Artikeln im "LW", in denen er
"Q.A." dem katholischen Leser erklärt und Modelle
entwirft wie die "berufsständische Ordnung

" in

Luxemburg aufgerichtet werden könnte.

Im seinem Vortrag "Der Intellektuelle und der Bol-
schewismus", gehalten auf der Ostertagung des "Aka-
demiker Vereins" und veröffentlicht in "Academia"
im Mai 1932 stellt B.Esch die Frage nach der "wah-
ren Natur, nach dem Wesen des Bolschewismus".

Für ihn handelt es sich dabei um ein Gemisch aus
Europäismus und Asiatismus: "Es ist marxistische
Doktrin, d.h. die letzte Konsequenz und die letzte
Errungenschaft der europäisch-heidnischen Renais-
sancekultur und Renaissancephilosophie in asiati-
scher Schau, Auffassung und Verwirklichung. Und
zwar wäre hiernach dieses europäische Element,
d.h. der Marxismus... nicht Ziel und Zweck, sondern
Mittel zu einer grosszügigen Kulturemanzipation
des Russen- und Asiatentums. Dieses Mittel ist al-
lerdings verfehlt und gefährlich, auch für Europa,
und zwar nicht nur kulturgefährlich, sondern auch
sozialgefährlich: aber darin liegt die immanente
Gerechtigkeit der geschichtlichen Entwicklung:
denn was im Bolschewismus kulturgefährlich ist,
d.h. alles Gottlose, Religionsfeindliche, Materia-
listische, rein Diesseitige, die ganze wirtschaft-

Fortsetzung S. 20

Berufsständische Ordnung

6. Allmähliche berufsständische Gliederung der einzelnen
Berufe: schreiner, Schmiede und Schlosser, Schuster,
Schneider, Feinhandwerker, Maurer, nmnuel, Eisen-, Gru-

3. Lohn- und Arbeitskonflikte. (Schiedsgerichte)
4. Zahl und Bildung des Nachwuchses.
5. Gemeinsamer Ankauf der Rohstoffe und Verkauf der

rerunprouukte,
ben- und Lederarbeiter,	 Buchdrucker,	 Land- und Weinbau- 6. Gemeinsame Reklame.
arbeiter, coiffeure,	 p rivvtueante,	 freie	 Berufe,	 usw. 7. Kontrolle der Warenqualität und -quantität.
eventuell mit Unterabteilungen.	 Beispiel:	 Die Metzger a, Kontrolle des	 Handels	 und der sexc*ufte,	 z.B.	 de-
des Kantons Luxemburg bilden einen Kantonalverband mit
Kantonalvnrstanu, z.B. 5 Mitglieder. Die Metzger des
Distrikts Luxemburg bilden einen Distriktsverband mit
oixtrixts.nrstana, z.B. 11 Mitolieuer ' Die Metzger des
Landes bilden den Landesverband mit Vorstand, z.B. 15
Mitnlieuer'

Ebenso alle anderen s,rufe,

Die Berufsverbände eines Kantons bilden den Kantonalbe-
rufsrat, in den jeder Berufsstand je nach Mitgliedern
Vertreter schickt.

Die Berufsverbände eines Distrikts bilden auf dieselbe
Weise den Distriktsberufsrat.

Die Berufsverbände des Landes bilden den Landesberufs-
rat oder das Wirtschaftsparlament.

7.Aufonuen

Die Berufsverbände behandeln Franen, die nur innere Be-
rufsangelegenheiten ,mu, und zwar solche, die nur den
Kanton angehen im xvntonalrot, die den Distrikt angehen
im oistrimsrot, die das Land angehen, im Lvnue,rat,

rranen, die alle oder mehrer Berufe unoexen, werden im
xontonal-, Distrikts- oder Lanues yeruf,rut behandelt.

Solche Fragen sind:
1. Tarifverträge und -gemeinschaften. (Mmimullo»n,

sewmnonteil, cf.Rosenstock und Brauer, Kommandite)
2. Arbeitszeit.

ren Zahl, die Einheitsgeschäfte, die uzenzen, Regelung
der xonkurrenz,

9. Kreditfragen. (cf. Gewerbebank)
10 ' Gemeinsame große Arbeiten.
11. Gegenseitige Hilfe und Karitas.
12. Arbeitsbeschaffung und Arbeitslosenfürsorge.
13, Sozialversicherung. (Wenn nach nprufsnrupnen,

Gefahrengrad und Versicherungshöhe differenziert)

Dem Wirtschaftsparlament vorbehalten z.B.: die eigent-
lichen w/rtcc»vftsop,etze,

steuerrrnnen, besonders indirekte Steuern,
4nlemen,
zollfrnoen,
wuhrunn,rrunen,
Ein- und xusruxr,
Internationale Handelsverträge etc,

Befugnisse:

Die von den einzelnen Verbänden oder Berufsräten aufge-
stellten und im Einverständnis mit der politischen Au-
torität genehmigten Reglemente haben obligatorischen
Charakter. Die Vorstände haben richterliche Befugnisse
und können Strafen erteilen.

In allen Sitzungen hat die politische Vertretung Ein-
spruchsrecht. Zu allen 'Sitzungen können resv, müssen
Fachleute resp. Vertreter anderer interessierter ae-
rur,gruppon herangezogen werden.

Das Wirtschaftsparlament hat direkt gesetzgeberische
und richterliche Gewalt. Seine Gesetze müssen von der
politischen Kammer ratifiziert werden.
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Luxemburg	 In Europa
1933 	

Österreich: Ausschaltung des Parlaments, Er-
richtung der Dollfuß-Diktatur
Deutschland: Verabschiedung des Ermächtigungs-
gesetzes, Errichtung der Hitler-Diktatur

25.3.	 LW wünscht Hitler [rfolohm Kampf gegen den
Bolschewismus.

4,/6.4
	

Deutschland: Einfuhrverbot für " Escher Tage-
blatt " und "Volksstimme"

Mai	 Gründung der Tageszeitung "Luxemburger Volks-
blatt " mit nationalistischen Themen

5.6	 Gründung der Landesgruppe Luxemburg der NSDAP/A0
mit Genehmigung von Staatsminister Bech

20.7.	 Vatikan: Unterzeichnung des Konkordats mit
mit Deutschland

2.8.
	 Störaktionen der ASSOSS beim internationalen

Pax-Romana-Kongreß in Luxemburg;
Zwischenfälle bei Nazi-Versammlung in Düdeling

27.8.	 Deutschland: Saarkundgebung in Niederwald,
Gauleiter Gustav Simon fordert Anschluß Luxem-
burgs

0.11.	 Staatsminister Bech kündigt Kommunistenver-
	

Deutschland: Arbed-Direktor Nickels zum Ge-
bot, Verschärfung des Pressegesetzes und Vull- 	 schäftsträger Luxemburgs in Berlin ernannt
machtenoesetz auf wirtschaftlichem Gebiet an.

11.11. Freiheitskundgebung der Arbeiterpartei (AP)
und der freien Gewerkschaften

1934
6.2. Frankreich: Sturm der faschistischen Ligen auf

das Parlamemt. Gegenkundgebung der Sozialisten
und der Kommunisten

12.2.	 Österreich: Blutige Niederwerfung des Arbeiter-
aufstandes

18.3. Delegiertentag des Christlichen Gewerkschafts-
bundes nimmt Richtlinien zur berufsständischen
Ordnung an

3.6,	 Parlamentswahlen: Verluste von Staatsminister
Bech im Ostbezirk, Wahl eines ersten kommu-
nistischen Abgeordneten im Süden.

17.6.	 KPL bietet der Arbeiterpartei ein Bündnis an,
das von der AP abgelehnt wird

2.7.	 Absetzung der Lehrer Kill und Urbany
25.7.

27.7.

4.Q.

Österreich: Ermordung von Dollfuß bei national-
sozialistischem Putschversuch
Frankreich: Abschluß eines Einheitsfrnntbund-
nisses zwischen Sozialisten und Kommunisten
Deutschland: Luxemburger Geschäftsträger Nickels
nimmt an Nazi-Parteitag teil

15.3.

23.3.

14.10. Gemeinderatswahlen: in Esch, Sanem und Rüme-
lingen wird je ein Kommunist gewählt

3.12.	 Gründung einer gemeinsamen Lohkommission von
freien und christlichen Gewerkschaften

1935
3.1.	 Vorprojekt Nummer 1 des " Ordnungsgesetzes --"

13.1.
Januar Innenminister Dumont lehnt Ernennung eines

von KPL-Gemeinderatsmitgliedern unterstützten
minoritären Schöffenrats der AP in Esch ab

18.2.	 D. Urbany wird in Handschellen aus dem Rüme-
linger Gemeinderat abgeführt

30.3.	 Abwertung des belgischen Francs um 247 gegen-
über dem abgekoppelten luxemburgischen Franc

5~4.	 Staatsrat äußert Bedenken gegen rückwirkende
Anwendung des Ordnungsgesetzes

6.4.	 Gründung der antifaschistischen Zeitung "Tri-
büne " durch F. Clement

30.4.	 Abstimmung des Vollmachtengesetzes
2.5.	 Einreichung des Projektes zum Ordnungsgesetz

in der Kammer
10.5.	 Besserungsantrag der Rechtspartei zum Ord-

nungsgesetz
29.5.	 In den Südgemeninden: Bildung von antifaschis-

Saargebiet: 00% für die Rückkehr an Deutschland

Deu chlmnd, Wiedereinführung der Wehrpflicht

fronzusioh-sowjetischer Freundschaftspakt
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tischen Komitees gegen das Ordnungsgesetz
Juni
3~7,	 Bildung eines klerikal—liberal—sozialistischen

Schöffenrates in Esch mit H. Clement als Bür-
germeister

11.7,	 Erste Kontakte zwischen Luxemburg und UdSSR,
die zur Herstellung diplomatischer Beziehungen
am 26.8. führen

1.9.	 Parteileitung der AP verbietet Teilnahme an
antifaschistischen Komitees

15.9.	 Gemeinsame Lohnkonferenz der christlichen und
der freien Gewerkschaften

10.10.

5.11.	 Gemeinsame Interpellation der Gewerkschafts-
führer Rock (RP) und Krier (AP)

17.12. Vertagung des Gesetzes über Kollektivverträge

1936 

3.1
12.1.	 Massenkundgebung der Gewerkschaften auf dem

" Knuedler " fordert gesetzliche Anerkennung als
Tarifpartner

23.1.	 Schaffung des Nationalen Arbeitsrates zur
Schlichtung kollektiver Arbeitskonflikte

16.2.
7.3.

5.6.

11.6.	 KPL—Aufruf: " Frankreich zeigt uns den Weg"
12.6.	 Streik bei Ideal—Leder in Wiltz
24.6.	 Rundschreiben des Bischofs: kein kirchliches

Begräbnis mit Gewerkschaftsfahnen
10.7.	 Streikbewegung der Bergarbeiter
17.7.
Juli
	

Gründung des Bergarbeiterverbandes
19.8.
15.10.

25.10.
14.11. Einreichung eines neuen Projekts zum Ordnungs-

gesetz (OG)
29.12, Versammlung des Escher Freidenkerbundes: Be-

ginn der Antimaulkorbkampagne
1937 

0.1.	 Beserunnsantrug der Rad. Lib. zum OG
18.2.	 " Memorandum " der AP gegen Maulkorbgesetz
14.3.

19.3.

27.3	 Neues Projekt zum OG

13.4	 Positives Gutachten des Staatsrates zum OG
16.4. Zusammenkunft zwischen Gewerkschaftlern und

Staatsminister Bech: Einigung auf Vorschlag
eines Referendums

23.4.	 Verabschiedung des Ordnungsgesetzes in der
Kammer mit 34 Ja—, 19 Neinstimmen und 1 Ent-
haltung

25.4.

6.6.	 Referendum über Ordnungsgesetz
19.6.
14 ~ 7.— Versammlungen der " Liga zur Verteidigung der
7.8.	 Demokratie" plädieren für Volksfront
8.8.	 Kongreß der AP: Versöhnung Krier—Blum
20.10. Resolution des Südbezirks der Rechtspartei

gegen Bech
5.11.	 Bildung der Regierung Dupong: Bech bleibt

Außenminister. Eintritt der Sozialisten in
die Regierung

Deutsch—britisches Flottenabkommen

Deutschland: Verkündung der "Nürnberger
Gesetze gegen die Juden
Italien: Überfall auf Abessinien

Deutschland: Einfuhrverbot für LW

Spanien: Wahlsieg der Volksfrontparteien
Deutschland: Einmarsch deutscher Truppen in
das entmilitarisierte Rheinland
Frankreich: Frankreich Bildung der Volksfront-
regierung

Spanien: Aufstand der Generäle Mola und Franca
Beginn des Bürgerkrieges
UdSSR: Beginn der "Moskauer Prozesse"
Belgien: Kündigung des Militärabkommens mit
Frankreich
I talien: Bildung der Achse Berlin—Rom

Vatikan: Enzyklika "Mit brennender Sorge
" ver-

urteilt die Ideologie des Nationalsozialismus
(Abdruck im LW)
Vatikan: Enzyklika "Divini Redemptoris " gegen
atheistischen Kommunismus; (am 23.5. in
den Luxemburger Kirchen vorgelesen)

Schweiz: Referendum über Antikommunistengesetz
im Kanton Neuenburg (70% Ja)

Frankreich: Rücktritt der Regierung Blum
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